
EINLEITUNG

Energiesysteme legen fest und gestalten, wer Vorteile von Ener- 
gietechnologien genießt und wer die entstehenden Kosten 
und Lasten trägt. Global betrachtet ist die Entscheidungs-
macht von Frauen im Energiesektor – wie auch in anderen 
Sektoren – sowie ihr Zugang zu Ressourcen und Dienstleis-
tungen, die für Klima und Energie relevant sind, eingeschränkt 
(Clancy/Roehr 2003; Feenstra/Clancy 2020; Petrova/Simcock 
2021). Grund dafür sind Genderstereotype und strukturelle 
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern wie etwa geringe-
re finanzielle Mittel (beispielsweise allgemeine und energie-
sektorspezifische Gender-Pay-Gaps) oder die ungleiche Ver-
teilung unbezahlter Sorgearbeit (Gender-Care-Gap) (Destatis 
2023b; Destatis 2023c). Während Frauen und weiblich-sozia- 
lisierte Personen dementsprechend mehrheitlich Sorge- 
arbeit tragen, gehen Männer öfter entlohnter Arbeit nach 

oder üben (gemeinschafts-)politische Tätigkeiten aus, die mit 
Status und/oder Macht verknüpft sind (EIGE 2023). Letztere 
umfassen Tätigkeiten in politischen Ämtern auf regionaler und 
nationaler Ebene, ebenso wie ehrenamtliches Engagement in 
Parteien, Vereinen, politischen Gruppen oder auch Energie-
genoss_innenschaften, die zum Ausbau von Netzwerken und 
somit zur höheren Repräsentanz von Männern in der politi-
schen Sphäre führen. Auswirkungen energiepolitischer Ent-
scheidungen sind demnach genderspezifisch, doch eine ent-
sprechende Reaktion und Berücksichtigung von Gender- 
aspekten spiegeln sich weder im politischen Handeln noch in 
nationaler Gesetzgebung wider. Grundsätzlich wird Gender-
Mainstreaming in vielen Politikbereichen in Deutschland nicht 
ausreichend umgesetzt, allerdings zeigen Bestrebungen wie 
die Strategien zur feministischen Außenpolitik und feministi-
schen Entwicklungszusammenarbeit Möglichkeiten für eine 
sektorübergreifende Bearbeitung von strukturellen Benach-
teiligungen auf (vgl. auch Auswärtiges Amt 2023). Eine solche 
Verknüpfung zwischen Energie-, Klima- und Genderpolitik 
gibt es hingegen noch nicht, trotz der Verankerung von Ge-
schlechtergerechtigkeit im Grundgesetz und der Verabschie-
dung einer ressortübergreifenden Gleichstellungsstrategie 
(BMFSFJ 2021). Hinzukommt, dass die Handlungsmacht von 
Frauen in der Energiepolitik, aber auch in technischen Berufen, 
in MINT-Studiengängen, in der Energieforschung sowie im 
privaten wie öffentlichen Energiesektor u. a. durch ihre Unter- 
repräsentanz stark eingeschränkt ist (Elsässer et al. 2018; 
Kemfert/Egerer 2017).

In Zeiten multipler Herausforderungen wie der Postpande-
mie, geopolitischer Spannungen, der Energiekrise und stei-
gender Inflation bedarf es einer Transformation des Energie-
systems zur Etablierung gerechter Strukturen, die das Recht 
auf Energie ausreichend und ökologisch-nachhaltig gewähr-
leisten. Dies erfordert einen Paradigmenwechsel hin zur De-
zentralität der Energieproduktion für eine mehrheitlich lokale 
Energieversorgung sowie die Abkehr von einem einseitig 
technokratischen Framing des Themas Energie hin zur Inte-
gration einer sozioökologischen, sozioökonomischen und 
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Erneuerbare und dezentrale Energietechnologien 
bieten große Potenziale für eine erfolgreiche Ener-
giewende. Die Transformation hin zu einer erneu-
erbaren und dezentralen Energieversorgung heißt 
jedoch nicht automatisch, dass das System fairer, 
geschlechtergerechter und inklusiver wird. Sozio-
demografische und strukturelle Ungleichheiten 
wie Einkommen, Bildung, Gesundheit etc. werden 
auch in „grüneren und ökologischen“ Systemen 
weiterbestehen, wenn Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft diese existierenden Ungleichheiten nicht 
aktiv angehen und die Erfordernisse wie Wünsche 
von allen berücksichtigen. Daher braucht es eine 
geschlechtergerechte und feministische Energie-
wende, damit die sozial-ökologische Transformation 
gelingen wird. 
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genderbewussten Perspektive. Diese Transformation hin zu 
einer erneuerbaren und dezentralen Energieversorgung heißt 
nicht automatisch, dass das System fairer, geschlechtergerech-
ter und inklusiver wird. Soziodemografische und strukturelle 
Ungleichheiten wie Einkommen, Bildung, Gesundheit etc. 
werden auch in „grüneren und ökologischen“ Systemen weiter- 
bestehen, wenn Politik, Wirtschaft und Gesellschaft diese 
existierenden Ungleichheiten nicht adressieren und die Erfor-
dernisse und Wünsche aller Bürger_innen berücksichtigen. 

Dieser Transformationsprozess bedarf der Anerkennung 
von Frauen/FLINTA*1 als aktive Akteur_innen, nicht nur als 
Investor_innen, Konsument_innen, sondern auch als Pro- 
duzent_innen und Prosument_innen von Energie. Eine solche 
Anerkennung würde dazu beitragen, eine genderspezifische 
Perspektive in Bezug auf den Energiebedarf zu integrieren, das 
Bewusstsein für Phänomene wie Energiearmut (von der 
mehrheitlich Frauen betroffen sind2) zu schärfen und die Ge-
staltung von Energietechnologien zu beeinflussen. Denn 
Frauen/FLINTA* sind die größeren Fürsprecher_innen der 
Energiewende und betätigen sich in dieser Rolle vor Ort  
als private wie öffentliche Initiator_innen, Prozessgestalter_
innen, Multiplikator_innen sowie Konfliktlöser_innen  
(Kuschan 2020). Dieses langfristige Wirken als Schlüsselak-
teur_innen ist die Grundvoraussetzung für eine gesamtge- 
sellschaftliche Willensbildung und die Entwicklung einer hohen 
und positiven Gruppendynamik unter gesellschaftlichen Ak-
teur_innen (Hohmeyer et al. 2017), welche eine Voraussetzung 
für eine breite Akzeptanz der Energiewende in der Bevölke-
rung darstellt. 

Um die Stellschrauben eines solchen Transformationspro-
zesses zu identifizieren, ist das Ziel dieses Impulspapiers, einen 
feministischen Blick auf den deutschen Energiesektor und 
seine Bestrebungen zur stärkeren Integration von Genderaspek- 
ten zu werfen. Dies umfasst die Darstellung historischer Ent-
wicklungen: So wird aufgezeigt, inwiefern die Förderung fos-
siler Energien sowie der Automobilverkehr in Deutschland 
historisch mit einem Männlichkeitsverständnis von Stärke und 
Macht zusammenhängen. Im Abschnitt zum Status quo wird 
mittels aktueller Zahlen die Repräsentanz von Frauen im Ener- 
giesektor diskutiert und erläutert, warum die Stärkung der 
Frauenquote nicht das einzige Instrument zur Erreichung von 
Gendergerechtigkeit bleiben kann. Mit der Beschreibung ei-
ner Mini-Utopie, einer feministischen Energiegenoss_innen-
schaft, will dieses Impulspapier Möglichkeiten für eine femi-
nistische Energiewende aufzeigen. Um eine solche Utopie zu 
erreichen, bedarf es Veränderungen in allen gesellschaftlichen 
Sphären, insbesondere in der Politik und Wirtschaft, weshalb 
zum Abschluss des Papiers richtungsweisende Handlungsemp- 
fehlungen formuliert werden.

STATUS QUO: REPRÄSENTANZ UND  
ENTSCHEIDUNGSMACHT VON FRAUEN  
IM ENERGIESEKTOR

Um die ambitionierten Klimaziele der Bundesregierung zu 
erreichen, ist der Umbau der Energiewirtschaft hin zu einem 
dezentralen und gerechten System ein wesentlicher Baustein. 
Damit das gelingt, braucht der Energiesektor soziale und 

technologische Innovationen – vor allem im Bereich Klima-
schutz und erneuerbare Energien. Voraussetzungen dafür 
sind Mixed Leadership und Diversität, damit vielfältige Pers-
pektiven und Kompetenzen den Unternehmenserfolg sichern. 
Es ist nicht nur eine Frage der Chancengerechtigkeit und des 
Zugangs zu Entscheidungsmacht, wenn Frauen auch in der Ener- 
giewirtschaft mehr Verantwortung übernehmen. Es ist auch 
eine Frage des nachhaltigen Erfolgs. Untersuchungen zeigen, 
dass Unternehmen an Wert gewinnen und nachhaltig er- 
folgreicher sind, wenn die Managementebene diverser ist, 
grundsätzlich mehr Frauen Führungsrollen verantworten 
und den Ausbau von Geschäftsmodellen maßgeblich prägen 
(PwC 2022). 

Seit August 2021 ist das Zweite Führungspositionen-Gesetz 
(FüPoG II) in Kraft. Es erweitert das Erste Führungspositio-
nen-Gesetz (FüPoG I) von 2015 und soll die Gleichberechti-
gung von Männern und Frauen in Führungspositionen weiter 
fördern. Für Aufsichtsrät_innen von Unternehmen mit Mehr-
heitsbeteiligung des Bundes und in Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts beispielsweise gilt seit 2016 eine verbindliche 
Quote von 30 Prozent Frauen. Allerdings betrifft dies in der 
Privatwirtschaft nur Aufsichtsrät_innen von börsennotierten 
Unternehmen; auch gelten nur Zielgrößen für das Manage-
ment, welches wesentliche Entscheidungen trifft. Hier ist da-
rauf hinzuweisen, dass sich das FüPoG II auf zwei Geschlech-
ter, Männer und Frauen, bezieht, weshalb andere Geschlechts- 
identitäten außen vor gelassen werden.

Wie ist die Situation von Frauen in Führungspositionen 
von Unternehmen der Energiewirtschaft? Zahlen zeigen: Die 
Quote wirkt. Noch sehr langsam, aber stetig wächst der Anteil 
von Frauen in Führungspositionen im Energiesektor: 2014 
lag er bei zehn Prozent, im Jahr 2018 bei zwölf und im Jahr 
2021 bei 15,5 Prozent (PwC 2022). Auch in den Verwaltungs- 
und Aufsichtsräten ist der Frauenanteil gestiegen: von elf 
(2014) auf 19 Prozent (2021) (PwC 2022). Konkreter auf Teil-
bereiche bezogen, zeigt sich in den Führungsetagen von 
Stadtwerken beispielsweise im Jahr 2021 ein Anteil von insge-
samt 16,1 Prozent (PwC 2022), im Sektor für erneuerbare 
Energien liegt der Anteil ebenfalls bei 16,1 Prozent im Ver-
gleich zum Jahr 2018 mit elf Prozent. Auch wenn ein Anstieg 
des Frauenanteils in Führungspositionen erfreulich ist, sind 
die Zahlen noch sehr gering. Viel mehr noch wird deutlich, 
dass der Anteil in den Geschäftsführungen von GmbHs sinkt –  
so mit einem Anteil von acht Prozent im Jahr 2014 auf sieben 
Prozent im Jahr 2018 und auf sechs Prozent im Jahr 2021 
(PwC 2022). Auch ist der Gender-Leadership-Gap (GLG) der 
Vorstandspositionen mit gut 24 Prozent bei den umsatz-
stärksten Energieunternehmen vergleichsweise hoch (DIW 
2016)3. Hier wird ein Unterschied zwischen Verwaltungs- 
und Aufsichtsräten auf der einen Seite und Vorstandspositio-
nen und Geschäftsführungen auf der anderen Seite deutlich, 
der sich damit erklären lässt, dass die Quote von 30 Prozent 
für Aufsichtsrät_innen verbindlich ist, nicht aber für alle Po-
sitionen innerhalb eines Unternehmens. 

Wird nicht nur der private Sektor respektive die wirt-
schaftliche Sphäre des Energiesektors betrachtet, sondern 
auch die Energiepolitik sowie Wissenschaft zu Energiethe-
men, zeigt sich auch in diesen Bereichen ein Anstieg des 
Frauenanteils. So ist der Anteil in der Energiepolitik und bei 
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Behörden im Energiesektor von 27 auf 40,5 Prozent, bei den 
wissenschaftlichen Instituten von 22 auf 28,8 Prozent und bei 
den Interessensverbänden von 18 auf 24,1 Prozent gestiegen 
(jeweils 2018 gegenüber 2021). Im für den Energiesektor  
relevanten Ministerium BMWK lag der Anteil an Frauen in 
Führungspositionen im Jahr 2022 bei 43 Prozent. 

Trotz dieses Anstiegs sind Frauen prozentual in der Ener-
giewirtschaft und in der Energiepolitik unterrepräsentiert, 
was sich unter anderem auf die geringe Prozentzahl von Frau-
en in energierelevanten Studiengängen und Berufen zurück-
führen lässt. So liegt der Frauenanteil in MINT-Fächern oft 
nicht über 35 Prozent, außer in der Innenarchitektur mit einem 
Anteil bei 88,2 Prozent im Jahr 2021. Hier variiert der Anteil 
in den verschiedenen Disziplinen; so wurde der niedrigste 
Frauenanteil im Jahr 2021 mit 2,2 Prozent im Stahlbau ver-
zeichnet (Destatis 2023a). Daher wird die Mobilisierung von 
Frauen für energierelevante Berufe und Studiengänge als 
Schlüsselelement zur Beendigung des Fachkräftemangels im 
Energiesektor betrachtet. Denn insbesondere Genderstereoty-
pe im Kindesalter führen zu einem vermehrten Interesse  
von Jungs in MINT-Fächer, während sich Mädchen eher 
Sprachen, Gesellschaftsfächern, Sozialem und Kunst zuwen-
den. Während solche Stereotype als Weg- und Karriereberei-
ter für Männer wirken, bauen sie für Frauen Barrieren auf, 
die schwer zu durchbrechen sind. Die bereits benannte unglei- 
che Verteilung von Sorgearbeit erschwert insbesondere Frauen 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in Bezug auf Auf-
stiegschancen, auch wenn einige Energieunternehmen wie die 
Naturstrom AG bereits mit familienfreundlichen Maßnahmen 
wie Teilzeitmodellen oder Kinderbetreuung arbeiten (vgl. 
auch Deutscher Nachhaltigkeitspreis 2014). Zugleich führt die 
gläserne Decke als Verbildlichung subtiler Barrieren bei Auf-
stiegsmöglichkeiten dazu, dass Frauen trotz einer exzellenten 
Ausbildung die aktive Rolle im Energiesektor verwehrt wird. 
Solche subtilen Barrieren zeigen sich beispielsweise in sexisti-
schen Kommentaren am Arbeitsplatz, männlich-dominantem 
Redeverhalten in Meetings, geringerer Wertschätzung der 
Leistung von Frauen oder unterschiedlichen Erwartungshal-
tungen an verschiedene Geschlechter in Führungspositionen.  

Der Anteil von Frauen, wie er zuvor mit Blick auf das Fü-
PoG II und die Positionen in Energiewirtschaft, Energiepolitik 
und MINT-Fächern umrissen wurde, wird oft als Genderin- 
dikator für Gleichstellungsmaßnahmen innerhalb einer Insti-
tution und für eine genderdifferenzierte Repräsentation he-
rangezogen. Denn mit Repräsentation gehen die Fragen ein-
her, inwiefern eine bestimmte soziale oder politische Gruppe 
innerhalb politischer oder ökonomischer Sphären vertreten 
ist und inwiefern Personen ihre Stimme und ihre Forderun-
gen in den politischen Diskurs einbringen können. Eine inte-
grierte Genderexpertise in Führungspositionen kann eine 
zentrale Rolle spielen, um Entscheidungsträger_innen die 
Grundlage für eine gendergerechte Gestaltung von politischen 
Maßnahmen oder unternehmerischem Handeln zu liefern. 
Allerdings ist eine Frauenquote bzw. die erhöhte Repräsenta-
tion von unterschiedlichen sozialen Gruppen nur dann wir-
kungsvoll, wenn strukturelle Veränderungen initiiert, Gender- 
stereotype überwunden und strukturelle Barrieren abgebaut 
werden. Hier ist insbesondere darauf zu verweisen, dass die 
Anzahl von Frauen in politischen Ämtern oder Energiefirmen 

nicht zwangsläufig zu mehr Gendergerechtigkeit im Energie-
sektor oder zu einer Veränderung der Arbeitsatmosphäre 
führt; insbesondere dann nicht, wenn Frauen sich in bereits 
existierende patriarchale Strukturen einfügen und männli-
ches Verhalten reproduzieren. So bedarf es für die Durchbre-
chung der gläsernen Decke eines feministischen Ansatzes,  
u. a. durch die Schaffung von politischen Rahmenbedingungen 
sowie durch gezielte Förderprogramme, mehr Transparenz 
auf Unternehmensseite und eine veränderte Unternehmens-
kultur (Kemfert/Egerer 2017). 

Solche notwendigen Veränderungen sollen im folgenden 
Verlauf des Papiers ausführlicher beleuchtet werden. Zu-
nächst wird ein kurzer historischer Abriss über den Zusam-
menhang zwischen Männlichkeit und fossiler Energie in 
Deutschland gegeben, um zu erläutern, welche Genderstereo-
type und welche patriarchalen Strukturen transformiert wer-
den müssen. 

HISTORISCHER ABRISS

Im Sinne von Cara Daggetts Begriff der Petromaskulinität 
kann argumentiert werden, dass die Förderung fossiler Ener-
gien in Deutschland historisch mit einem Männlichkeitsver-
ständnis von Status und Stärke verbunden ist. Daggett argu-
mentiert, dass der Widerstand gegen Energiewende- und Kli-
maschutzmaßnahmen eng verknüpft ist mit neuen autoritä-
ren Bewegungen, Misogynie, rassistischen Strukturen sowie 
der Leugnung des Klimawandels. Demnach seien fossile 
Brennstoffe seit dem neuen Imperialismus des 19 Jahrhunderts 
zur „metaphorischen, materiellen und soziotechnischen Grund- 
lage westlicher Petrokulturen geworden“ (Daggett 2018). 

Gemeinsam mit den USA und Großbritannien trug 
Deutschland um das Jahr 1900 zu 80 Prozent der weltweiten 
Kohleproduktion bei (Quaschning 2021). Steinkohle zählte 
jahrzehntelang zu den bedeutendsten und am meisten sub- 
ventionierten Energieträgern in Deutschland, mit eigenen 
Steinkohlevorkommen besonders im Ruhrgebiet und im 
Saarland, die die Energieversorgung absicherten und dadurch 
zur Unabhängigkeit von Energieimporten führten (Burck et al. 
2016). Zum einen stand Kohle als Symbol für harte und kör-
perliche männliche Arbeit im Bergbau, bis es zu technologi-
schen Veränderungen ab den 1950ern kam. Ein preußisches 
Gesetz untersagte Frauen, im Tagebau zu arbeiten, allerdings 
nahmen sie teils administrative Positionen ein oder ersetzten 
männliche Arbeitskraft in Kriegszeiten (Kift 2018).  

Zum anderen wurden fossile Energien insbesondere mit 
Blick auf die Autoindustrie zum Symbol deutschen Wohl-
stands. Die Autoindustrie und individuelle Mobilität sind in 
Deutschland von kulturellen und emotionalen Bedeutungs-
mustern geprägt – so wird mit dem Auto ein Gefühl von Fle-
xibilität, Rausch und Geschwindigkeit, Individualität und 
Macht, gewissermaßen ein Gefühl männlicher Performanz 
und Potenz assoziiert (Berscheid 2014; Plananska et al. 2023). 
Dies verdeutlicht sich in Werbekampagnen zur Funktionalität 
und Schnelligkeit von Autos, in denen Frauen gar sexualisiert 
und die ausschließlich für den männlichen Konsumenten ge-
staltet werden. Das Auto bzw. die individuelle Mobilität sind 
dementsprechend stark mit männlicher Identität und dem Er-
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halt einer patriarchalen Wirtschaftsordnung verknüpft (Beh-
rensen 2020). Klimaschädliches Verhalten wird statistisch 
stärker bei Männern verzeichnet, während klimafreundliche 
Verhaltensweisen wie eine vegane Ernährungsweise oder der 
Verzicht auf Plastik gar als „weiblich“ konnotiert werden (vgl. 
Behrensen 2020). 

Seinen Höhepunkt findet dies im Aufbegehren von konser-
vativen und misogynen Akteur_innen wie der AfD gegen  
klimaaktivistische Gruppen wie Fridays For Future oder die 
Letzte Generation, welche das Individualrecht auf das Auto 
kritisch hinterfragen (Behrensen 2020). Ebensolche klimaak-
tivistischen Gruppen werden mehrheitlich von jungen Frauen 
wie Luisa Neubauer oder Line Niedeggen geleitet; das Interesse 
von Klima- und Umweltschutz ist bei Frauen ausgeprägter.4 
Ein solches Engagement von FLINTA* lässt sich u. a. vor dem 
Hintergrund der Solidarität erläutern: Denn global betrachtet 
sind Frauen stärker von den Konsequenzen des Klimawandels 
betroffen, etwa indem sie durch eingeschränkte Land- und 
Besitzrechte weniger widerstandsfähig gegenüber Naturkatas-
trophen sind (Niranjan 2022). 

Als Reaktion auf die zuvor beschriebene Petromaskulinität 
kann eine feministische Energiewende wirken, zuvorderst 
durch die Stärkung von FLINTA* im Bereich der erneuerba-
ren Energien. Denn feministische Perspektiven im Energie-
sektor ermöglichen die Hinterfragung von männlicher Domi-
nanz in Energiesystemen, die auf Männer als Konsumenten 
zugeschnitten sind. Das deutsche Energiesystem hat insbeson- 
dere mit Blick auf die Stromversorgung substanzielle und 
strukturelle Veränderungen vollzogen – seit Einführung des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) nimmt der Anteil von 
erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung permanent 
zu, mit einem Anteil von 6,3 Prozent im Jahr 2000 hin zu ei-
nem Anteil von 52 Prozent im Jahr 2023 (Bundesregierung 
2023). Diese strukturellen Veränderungen sollten weiter auf-
gegriffen und nicht nur mit Blick auf die Elektrizitäts-, son-
dern auch auf die Wärme- und Mobilitätswende mit konkre-
ten und sozialgerechten Maßnahmen angegangen werden. 
Wie diesbezüglich ein feministischer Ansatz wirken kann, 
wird im folgenden Abschnitt beleuchtet. 

EIN FEMINISTISCHER BLICK AUF DIE  
ENERGIEWENDE 

Ein intersektionales5 feministisches Energiesystem geht auch 
über die (notwendigen, aber zu vereinfachten) Forderungen 
nach der Repräsentation von Frauen in Führungspositionen 
und mehr MINT-Bildungsmöglichkeiten für Mädchen hi- 
naus. Ein feministisches Energiesystem hat kein dichotomes Bild 
von Frauen grundsätzlich als „gut“ oder „Opfer“ und Män-
nern als „schlecht“ oder „Täter“, es betrachtet unterschiedli-
che Ausprägungen von Maskulinität(en) und Feminität(en) 
bzw. erkennt FLINTA* als Akteur_innen, Produzent_innen, 
Konsument_innen und Prosument_innen von Energie an. Ein 
intersektionales feministisches Energiesystem berücksichtigt 
die verschiedenen Genderdimensionen von Erwerbsarbeit, Sor- 
gearbeit, Repräsentanz, Rechte, Zugang zu Ressourcen und 
Infrastrukturen als strukturelle Barrieren und fordert den Um- 
bau einer patriarchalen Wirtschaftsordnung in allen Sektoren, 

insbesondere im Bereich der Energieversorgung. Das heißt, 
es werden die vorherrschenden, weißen, heteropatriarchalen 
Machtverhältnisse kritisch hinterfragt und eine dezentrale, 
sozialgerechte Energiewende verfolgt, in der alle Menschen 
gleiche Stimmen und Rechte haben. 

Neben der Reduktion des Gender-Leadership-Gap bedarf 
es einer gerechten Ressourcenverteilung. Dies beginnt bereits 
bei der Betrachtung der Erwerbsarbeit6 von Frauen/FLINTA* 
und dem damit einhergehenden Gender-Pension- und Gen-
der-Pay-Gap7: Frauen haben weniger Zugang zu finanziellen 
Ressourcen und damit weniger Möglichkeiten, in Energie-
sparmaßnahmen (z. B. Renovierungen) zu investieren oder 
über ihre Energieversorgung zu entscheiden. Die (ökonomi-
sche) Benachteiligung von Frauen – von den Ausbildungs-
möglichkeiten bis zur Besetzung von Führungspositionen – 
schränkt Handlungsmöglichkeiten für Frauen in (erneuerba-
ren) Energiemärkten und in ihrem Alltag ein (WWF 2023). 
Maßnahmen für mehr Chancengleichheit in der Erwerbsarbeit, 
beispielsweise in Firmen für erneuerbare Energie, sind Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten vor Ort, flexible Arbeitszeiten, 
Homeoffice oder ausreichend finanzierte Teilzeitstellen, die 
eine Kombination aus Erwerbsarbeit und Fürsorge für Kinder 
und Angehörige ermöglichen. Dies kann in heterosexuellen 
Paarbeziehungen die gleichmäßige Aufteilung von Fürsorge-
pflichten ermöglichen. Des Weiteren tragen Netzwerke, Men- 
toring-Programme und Trainings zur Stärkung von feministi-
schen Perspektiven bei; Beispiele für solche Netzwerke sind 
Women in Green Hydrogen (WIGH), FeM – das Frauennetz-
werk der enviaM-Gruppe oder Frauen in der Energiewende. 
Normative Selbstverpflichtungen wie die Charta der Vielfalt 
leiten Unternehmen wie die MVV Energie AG dazu an, ihre 
Unternehmenskultur kritisch zu beleuchten und sich zielgrup- 
penorientierter und diverser aufzustellen. 

Eine gerechte Ressourcenverteilung bedeutet aber auch, 
nicht zwangsläufig in sogenannte „energy add-ons“ und Ener-
giewachstum zu investieren, sondern ein ökonomisches Sys-
tem zu etablieren, das planetare Grenzen, Rohstoffkonflikte, 
Machtverhältnisse zwischen globalem Norden und globalem 
Süden und Bedürfnisse von lokalen Akteur_innen berück-
sichtigt (Bell et al. 2019). Projekte für erneuerbare Energie 
sind nicht zwangsläufig gender- oder sozialgerechter, vor al-
lem wenn soziodemografische und strukturelle Ungleichhei-
ten mit Blick auf Einkommen, Bildung und Gesundheit in 
ökologischen Systemen weiterbestehen und diesen nicht ent-
gegengewirkt wird. 

Relevant ist hierbei die Anerkennung der bezahlten und 
unbezahlten Sorgearbeit8 bzw. Care-Arbeit als zentraler Be-
standteil der Energiewirtschaft. Nicht nur, weil sich care-be-
zogene Genderrollen im Energiekonsum widerspiegeln – 
denn Frauen haben zwar einen deutlich geringeren Gesamt-
energiekonsum als Männer, allerdings einen höheren Konsum 
bezogen auf den Haushalt (UBA 2016; UBA 2018). Bedingt 
durch den Gender-Care-Gap haben Frauen oft ein höheres 
(Alters-)Armutsrisiko und somit wiederum weniger ökonomi- 
sche Teilhabechancen. Care-Arbeit ist essenziell für die Er- 
haltung der Gesellschaft – durch die Verschränkung unter-
schiedlicher Sektoren (Soziales, Gender, Energie, Klima) wird 
in einem feministischen Energiesystem Care-Arbeit wertge-
schätzt, das Wohlbefinden der Gemeinschaft vor kapitalisti-
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schem Profit priorisiert und dementsprechend das Recht auf 
Energie und der Grundbedarf von Energie für alle garantiert. 

An das Recht auf Energie für alle lässt sich die Planung 
von Ressourcen und Infrastruktur anknüpfen. Gut geplante 
und inklusive öffentliche Ressourcen und Infrastrukturen be-
rücksichtigen die unterschiedlichen Rollen und besonderen 
Bedürfnisse aller Geschlechter und ihre Fähigkeit, die Infra-
struktur zu nutzen (Spitzner 2020). In einer männlich domi-
nierten Energie- und Mobilitätspolitik bzw. konkreter in der 
Städte- und Gebäudeplanung wird die Lebensrealität von 
Frauen und anderen Geschlechtern ebenso wie anderer sozia-
ler Gruppen maßgeblich vernachlässigt und eine konsolidier-
te Geschlechterperspektive fehlt (Criado Perez 2019). Mobili-
tätsmuster und -bedürfnisse sind gemäß der Rollenverteilung 
in Erwerbsökonomie und Sorgearbeit genderspezifisch. Bei-
spielsweise legen Frauen mehrmals am Tag kurze Strecken für 
Versorgungsfahrten zurück, nutzen häufiger den ÖPVN oder 
das Fahrrad (Deutscher Frauenrat 2023). Eine gendergerechte 
Mobilität würde abseits vom individualisierten Autoverkehr 
die Bedürfnisse unterschiedlicher Lebensformen und Arten 
der Bewegung, insbesondere Sorgearbeit, mitdenken; sie würde 
bezahlbar für alle sein (mit Subventionierung und Ausbau 
vom ÖPVN), barrierefrei durch den Umbau von Straßen und 
das Angebot barrierefreier Shuttles sowie die Umverteilung 
und Umgestaltung von öffentlichen Flächen wie Parkplätzen 
zu ökologischen und gemeinschaftlich nutzbaren Orten anstre-
ben (LIFE Bildung Umwelt Chancengleichheit e.V. 2022). 

Eine sektorübergreifende Energiewende erfordert außerdem 
den Zugang zu Kapital, Land und Gebäuden. Einkommens-
schwache, gar von Energiearmut betroffene Gruppen können 
ohne Wohneigentum, Finanzierungsmöglichkeiten und/oder 
staatliche Fördermittel nur bedingt ökologische Energiespar-
maßnahmen durchführen, beispielsweise die Installierung von 
Wärmepumpen oder suffiziente Renovierungen. Asymme-
trien beim Eigentum können zum Ausschluss von FLINTA* 
ebenso aus dem Prozess der Verhandlungen, Konsultationen 
und Entschädigung zwischen Betreiber_innen von Energie-
projekten und Hauseigentümer_innen führen. 

Um auf solche Ausschlüsse zu reagieren, bedarf es der er-
höhten Gestaltungs- und Entscheidungsmacht von FLINTA* 
und Gruppen in marginalisierten Situationen, nicht nur in 
politischen, energierelevanten Entscheidungsgremien wie Kli-
maministerien oder Energieausschüssen. Vielmehr noch kön-
nen partizipative Räume geschaffen werden, die eine demo-
kratische Energiewende ermöglichen, so durch die Initiierung 
von mehr Bürger_innenenergieprojekten. Indem Energiege-
meinschaften von lokalen Akteur_innen geleitet werden und 
als soziale Akteur_innen agieren, sind sie gut aufgestellt, um 
geschlechtergerechte Ansätze für weitere lokale Energiepro-
gramme zur Verfügung zu stellen. Die gemeinsame Nutzung 
von Energie birgt ein enormes Potenzial für fast alle Haushalte, 
Gemeinschaften für erneuerbare Energien beizutreten und  
lokal erzeugte Energie zu verbrauchen – somit in die eigene 
Energieversorgung zu investieren und vom selbst produzier-
ten Strom zu profitieren. Energiegemeinschaften können für 
stabile Energiepreise sorgen, insbesondere in Krisenzeiten,  
allerdings müsste dafür in Deutschland der Abbau gesetzlicher 
Hürden für das Energy Sharing9 erfolgen. Derzeit sind Bür-
ger_innenenergiegemeinschaften in Deutschland ebenfalls mehr- 

heitlich von Männern mit gutem Einkommen und hohem 
Bildungsstand dominiert. Einschränkungen sind beispielsweise 
Zeitarmut bei Menschen mit Familien, bürokratische und 
sprachliche Hürden für Menschen mit Fluchthintergrund 
oder Mitgliedsbeiträge für einkommensschwache Menschen. 

Wie eine Energiegemeinschaft gerecht und feministisch  
gestaltet werden könnte, wird im nachstehenden fiktiven Bei-
spiel erläutert.

WIE EINE FEMINISTISCHE UND INKLUSIVE 
ENERGIEGEMEINSCHAFT GESTALTET  
WERDEN KANN? SOLIENERGIE 360° – EINE 
VISION

In München-Ramersdorf kommen Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, Lebensweisen und Hintergründe zusammen, bei-
spielsweise Noya, 23-jährige Auszubildende, single; Samantha, 
Sekretärin, Alleinerziehende von einem Kind mit Behinde-
rung; Han, nicht-binäre_r Sachbearbeiter_in, 40 Jahre alt mit 
Long-Covid; Helmut, ehemaliger Geschäftsführer von Solaris, 
72-jähriger Rentner; Amina, Umweltingenieurin, Muslimin, 
in fester Partner_innenschaft und Mutter von drei Kindern. 
Gemeinsam entsteht ein bemerkenswertes Projekt zur Planung 
einer Photovoltaik-Freiflächenanlage im Landkreis München.

Manifest und Gründungsprozess: Die Gründungsmit-
glieder kommen zusammen, um ein intersektional-feministi-
sches Manifest zu entwerfen. Es wird ein basisdemokratischer 
Prozess vereinbart, bei dem jede Stimme zählt und bei dem 
auf Antidiskriminierung, Zugänglichkeit und gegenseitige 
Fürsorge aufgebaut wird. Für diesen Prozess wird eine feminis- 
tische Moderation festgelegt, die auf Redeverhalten und Kri-
terien von Safe(r) Spaces10 achtet. Der Prozess wird in verschie- 
denen Sprachen abgehalten, um sicherzustellen, dass nie-
mand ausgeschlossen wird. Auch Kommunikationsmateriali-
en zur Mobilisierung neuer Mitglieder werden in unter-
schiedlichen Sprachen wie Englisch, Arabisch und Ukrainisch 
übersetzt bzw. Informationen durch Illustrationen und leichte 
Sprache verständlicher vermittelt. 

Teilhabe: SoliEnergie 360° achtet darauf, dass alle unabhän-
gig vom ökonomischen Status oder persönlichen Umständen 
teilnehmen können. Beispielsweise wird Kinderbetreuung 
während der Treffen angeboten und Mitgliedsgebühren ent-
fallen oder werden nach Solidaritätsprinzip gestaffelt, damit 
niemand aufgrund finanzieller Hürden ausgeschlossen wird. 

Barrierefreiheit: Die Organisation von ersten Gründungs- 
oder Informationstreffen wie den Solarpartys, die über Bal-
konmodule informieren, erfolgt inklusiv. Es werden barriere-
freie Räume ausgewählt, mit Toiletten für alle Geschlechter, 
sowie die Erreichbarkeit des Veranstaltungsorts per ÖPNV ge-
währleistet.

Wissenshierarchien reflektieren: Wissenshierarchien 
zwischen Menschen mit oder ohne akademischen Hinter-
grund bzw. zwischen technischen und sozialen Fähigkeiten 
sollten kritisch reflektiert werden und kein Hindernis für   
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die gemeinschaftliche Atmosphäre darstellen. Allerdings ist es 
auch wichtig, die Fähigkeiten der Mitglieder entsprechend 
einzusetzen. Denn der Genehmigungs- und Planungsprozess 
von Freiflächenanlagen kann durch Umweltprüfungen, Land-
nutzungsrechte und rechtliche Aspekte komplex sein. Solche 
bürokratischen Prozesse erfordern rechtliches Know-how. Für 
die Mobilisierung von neuen Mitgliedern braucht es Fähig-
keiten in Community-Management, Kommunikation und 
Genderexpertise, während für die technische Planung Tech-
niker_innen gebraucht werden.

Respekt für Vielfalt: Zum einen achtet SoliEnergie 360°  
auf die Bedürfnisse der Bürger_innen, die im Umkreis der 
geplanten Freiflächenanlage leben, um die Akzeptanz der Im-
plementierung bzw. der Energiewende zu erhöhen. Zum an-
deren werden die vielfältigen Lebensumstände der Mitglieder 
berücksichtigt, insbesondere auch kulturelle und religiöse 
Weltanschauungen, die im Einklang mit der feministischen 
Ausrichtung der Energiegemeinschaft stehen. Dies umfasst 
beispielsweise, dass religiöse Praktiken und Feiertage verschie- 
dener Glaubensrichtungen respektiert und im gemeinsamen 
Kalender berücksichtigt werden. 

Damit eine solche Energiegemeinschaft allerdings keine Uto-
pie bleibt, bedarf es nicht nur des Engagements bereits beste-
hender Energiegemeinschaften und Bürger*innen, die diesen 
Prozess gestalten. Politische Rahmenbedingungen wirken we-
sentlich auf die Partizipation von Bürger_innen in der Ener-
giewende und solchen Projekten ein. Demnach stellt sich die 
Frage: Durch welche Rahmenbedingungen und Maßnahmen 
können Politik und Wirtschaft eine feministische Energie-
wende gestalten und damit die sozial-ökologische Transfor-
mation voranbringen?

EMPFEHLUNGEN AN POLITIK UND  
WIRTSCHAFT

Das Ziel eines demokratischen, gerechten und dezentralen 
Energiesystems können wir nur durch Maßnahmen errei-
chen, die soziale, ökologische und ökonomische Aspekte 
gleichwertig betrachten. Es kristallisieren sich insbesondere 
zwei Handlungsfelder im Energiesektor heraus, in denen die-
se Maßnahmen zeitnah und konsequent umgesetzt werden 
müssen: in der Wirtschaft und der Politik. Zwar kann die Po-
litik allein durch veränderte Rahmenbedingungen keine in 
der Gesellschaft verfestigten Normen transformieren, für die 
es tiefergreifende und gesamtgesellschaftliche Bewegungen 
braucht. Allerdings können (finanzielle) Anreize für die An-
passung von Normen geschaffen werden, die eine feministi-
sche Energiewende vorantreiben.

POLITIK

Geschlechtergerechtigkeit ist in Deutschland im Grundgesetz 
verankert und es wurde eine ressortübergreifende Gleichstel-
lungsstrategie (BMFSFJ 2021) verabschiedet. Dennoch gibt es 
noch keine Verknüpfung zwischen Energie-, Klima- und 

Genderpolitik. Daher braucht es in allen Ministerien die ge-
schlechterpolitische Bereitschaft, ökologische, ökonomische 
und soziale Ziele der Energiewende genderresponsiv zu be-
rücksichtigen. Dies kann politisch und gesetzlich durch fol-
gende Maßnahmen erreicht werden.

Einbeziehung von sozialen und Genderaspekten bei 
Gesetzen und Richtlinien: Die Einbeziehung von sozialen 
und Genderaspekten in Gesetzen und Richtlinien spielt eine 
entscheidende Rolle bei der Entwicklung nachhaltiger und 
gerechter Politik. Im Kontext des Klimaschutzgesetzes bietet 
das Potenzial für genderdifferenzierte Analysen und Daten, 
um Klimaschutzstrategien und Anpassungsmaßnahmen sozi-
al- und chancengerecht zu gestalten und gut abschätzen zu 
können, welche Auswirkungen Klimaschutzmaßnahmen ha-
ben, da bisher oft spezifische Gruppen stärker belastet wur-
den: Künftig muss vor allem der Fokus auf die Auswirkungen 
von Klima- und Energiekrisen auf Kinder, Frauen und sor- 
getragende Personen berücksichtigt werden, die bei Entschei-
dungsprozessen zu Klimaanpassung außen vorgelassen werden. 

Im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wird das Ziel  
des Ausbaus erneuerbarer Energien bis 2030 auf mindestens 
80 Prozent festgelegt. Dezentrale und erneuerbare Energie-
versorgungsstrukturen, beispielsweise auch umgesetzt durch 
Energiegemeinschaften, ermöglichen eine stärkere demokrati-
sche Partizipation, somit insbesondere auch von FLINTA*. 
Durch die Integration eines genderspezifischen Aktionsplans 
in die allgemeinen Bestimmungen könnte das Gesetz femi-
nistische Energiegemeinschaften stärken und Möglichkeiten 
des Energy Sharings fördern. Energy Sharing ist in Deutsch-
land bisher noch nicht umgesetzt und bietet großes Potenzial 
für geschlechter- und sozialgerechte Energiegemeinschaften, 
die insgesamt Akzeptanz schaffen und damit die Energiewende 
beschleunigen können.

Das Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung/Ener- 
giewirtschaftsgesetz (EnWG) verfolgt das Ziel einer sicheren, 
preisgünstigen, verbraucherfreundlichen und umweltver-
träglichen leistungsgebundenen Versorgung. Indem das Gesetz 
die Verbraucher*innenebene adressiert, hat es Potenzial, die 
Bedürfnisse unterschiedlicher Zielgruppen, insbesondere mit 
Blick auf Gender, einzubinden. So sollten verbindliche soziale 
und Genderziele eingeführt werden, die die Energieversor-
gungsunternehmen dazu verpflichten, energiearme Haushalte 
zu unterstützen und einen differenzierten Ansatz bei Strom-
sperren zu verfolgen. 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) legt Anforderungen an 
die energetische Qualität von Gebäuden fest. Insbesondere 
mit Blick auf die Bekämpfung von Energiearmut, von der ge-
rade Frauen betroffen sind, ist eine Genderperspektive not-
wendig. Umfassendes und energieeffizientes Renovieren und 
Bauen von Wohnungen und Gebäuden wird als Kernmaß-
nahme gegen Energiearmut und für die Etablierung einer 
nachhaltigen und kostengünstigeren Energieversorgung ver-
standen. Die Berücksichtigung von Genderaspekten im GEG 
ermöglicht, genderspezifische Bedarfe und Nutzung von 
Energie zu begreifen, sowie die Erschwinglichkeit von Tech-
nologien, Besitz- und Entscheidungsverhältnisse sowie die 
stark männlich dominierte Handwerksbranche umzustruk-
turieren.
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Kommunikation: Der gesellschaftliche Diskurs über Klima-
schutz und Energiewende zeigt, dass hier der Fokus oft auf 
der technologischen Transformation liegt und soziale und ge-
sellschaftliche Themen, wie z. B. Akzeptanz, Teilhabe, Mitge-
staltungsmöglichkeiten, Befürchtungen etc., zu wenig berück-
sichtigt werden. Es braucht eine Neudefinition der Energie-
wende, die über technische Anwendungen und wirtschaftli-
chen Gewinn hinausgeht und soziale Aspekte und Bedürfnisse 
aller Bürger_innen berücksichtigt (Tjørring 2016). Die Mi-
nisterien und Regierungsinstitutionen müssen zu Vorbildern 
für eine geschlechtergerechte Kommunikation im Energiebe-
reich, für die Stärkung der Sichtbarkeit und Stimmen von 
FLINTA* im Diskurs zur Energiewende sein. Es gibt Erfahrung 
und Instrumente für geschlechtergerechte Kommunikation, 
die genutzt werden können, z. B. Webinare zu geschlechterge-
rechter Kommunikation (WECF 2022).

Festlegen von verbindlichen Zielen: Viele Genderpläne 
sind unverbindlich und werden – wenn überhaupt – isoliert 
als Maßnahmen umgesetzt. Es braucht die verbindliche Ver-
pflichtung zu geschlechtsspezifischen Aktionsplänen und inte- 
grativen Indikatoren (für geschlechtsspezifisches Monitoring 
und Evaluierung) in jedem energiebezogenen Bereich in Poli-
tik und Wirtschaft. Gender-Impact-Assessments überprüfen 
die Wirkungen von politischen Genderinstrumenten auf Frauen 
und Männer und alle Gender. Ein Genderbudgeting analy-
siert geschlechterdifferenziert öffentliche Haushalte und er-
möglicht damit eine systematische Analyse, wer von Budget 
und Maßnahmen profitiert und wer nicht. Vor allem Gender- 
expertise wird die Politik dabei unterstützen, Genderpläne 
ambitioniert umzusetzen. Daher braucht es die Stärkung und 
den Ausbau von Genderexpertise und Erfahrung durch Trai-
nings und Qualifizierungen. 

Budget, Finanzierung: Eine geschlechtergerechte Finan-
zierung, das heißt geschlechtergerechte Verteilung staatlicher 
Fördermittel im Energiebereich, ist unabdingbare Vorausset-
zung für eine erfolgreiche und geschlechtergerechte Energie-
wende. Es müssten Mittel für den Aufbau von Genderexperti-
se in den Energieunternehmen und Energiegemeinschaften 
und deren Dachverbänden bereitgestellt werden.

Besetzung von Gremien und Nutzung von Gender- 
expertise: Eine geschlechterparitätische Besetzung in klima- 
und energiepolitischen Gremien unter Einbeziehung von 
Genderexpertise muss berücksichtigt werden. Dies garantiert, 
dass Erkenntnisse aus der geschlechterbezogenen Klima- und 
Energieforschung in die Diskussionen, Studien und Stellung-
nahmen der Gremien einfließen.

Erhebung geschlechterdifferenzierter Daten: Geschlech- 
terdifferenzierte Daten als Grundlage für die Umsetzung und 
Genderinstrumente gibt es noch nicht im ausreichenden 
Maße. Daher ist eine Datenerhebung mit einer intersektionel-
len Perspektive (z. B. Alter, Klasse, Geschlechtsidentität) und 
regelmäßiges Monitoring der Fortschritte (Analyse und Audit 
von Energieerzeugung, -verteilung und -verbrauch) ein wich-
tiger Schritt, um eine gute Datengrundlage zu schaffen.

Überprüfung von Steuer-, Finanz-, Arbeits- und Sozial- 
politik: Durch die Kombination aus Ehegattensplitting, bei-
tragsfreier Mitversicherung und Minijobs werden Fehlanreize 
geschaffen, sodass Frauen weniger oder gar nicht erwerbstätig 
sind. Es bedarf einer Politik, die konsequenter eine egalitäre 
Arbeitsteilung unterstützt.

WIRTSCHAFT

Unternehmen können als Vorreiter eine gerechte und femi-
nistische Energiewende vorantreiben. Die erforderlichen Ins-
trumente und Maßnahmen sind bekannt und werden verein-
zelt von Energieunternehmen bereits realisiert.

Schulungen zu Gendergerechtigkeit: Die Vermittlung 
der Relevanz von Gendergerechtigkeit ist eine wesentliche 
Grundlage. Schulungen für Mitarbeitende und Führungskräf-
te schaffen das Bewusstsein dafür, die Relevanz von Gender-
gerechtigkeit aufzuzeigen und konkrete Handlungsmöglich-
keiten vorzustellen. Dieses Wissen ist vorhanden, und die 
Schulungen können in Kooperation mit Genderorganisatio-
nen durchgeführt werden.

Zieldefinition im Gleichstellungsplan: Viele Unterneh-
men haben bereits eine Gender- und Diversity-Politik. Um 
nachhaltig gendergerechte Strukturen zu etablieren, können 
Ziele, Indikatoren, entsprechende Ressourcen- und genderre-
sponsive Budgetplanungen in einem „Gleichstellungsplan“ 
festgelegt werden. Verschiedene Instrumente haben sich be-
währt, die nachstehend aufgeführt werden:

• Quoten;
• Mentoring- und Förderungsprogramme für Frauen;
• Austausch in gendersensiblen bzw. feministischen Netz-

werken;
• gendergerechte Ausschreibungen und Stellenbesetzungen; 
• Förderung von Vereinbarkeit von Familie und Berufsleben; 
• gendergerechte Unternehmenskommunikation;
• Stellen schaffen für Gleichstellungsbeauftragte bzw. Aware- 

ness-Personen;
• gendergerechte Service- und Produktangebote für Kund_

innen;
• Sicherstellung der gleichberechtigten Teilhabe von FLINTA* 

in Unternehmen der Energiewirtschaft und Förderung von 
Frauen in relevanten Ausbildungs- und Studiengängen.

Monitoring, Evaluierung und Anpassung des Gleich-
stellungsplans: Ein Gleichstellungsplan ist nur so gut wie 
die wirklich umgesetzten Maßnahmen und das Monitoring 
dazu. Zur Sicherstellung eines laufenden Gender-Mainstrea-
mings werden die Maßnahmen durch Instrumente gemessen, 
wie z. B. Gender-Impact-Assessments. Maßnahmen werden  
als erfolgreich bewertet, wenn hierdurch Genderungerechtig-
keiten überwunden werden. Ein solcher Erfolgsfaktor kann 
durch die Faktoren Repräsentanz, Zugangs- und Aufstiegsmög- 
lichkeiten, Entlohnung, energierelevante Ausbildungs- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten sowie Zugang zu bezahlbarer 
sauberer Energie für Kund_innen gemessen werden. Ein kon-

7Energiewende = Gerechtigkeitswende — FES impuls



sequentes Monitoring zeigt die Verbesserungsmöglichkeiten 
und erforderlichen Anpassungen eines Gleichstellungsplans, 
der dadurch laufend verbessert werden kann. 

FAZIT

Das Energiesystem basiert auf jahrhundertealten, fossilen 
Strukturen, die Ungerechtigkeiten entlang von Geschlechter-, 
Einkommens- und Ethnizitätsdimensionen weiter reprodu-
zieren, ohne dass sich die meisten Entscheidungstragenden 
dessen bewusst sind. Daher ist eine systemische und intersek-
tionale Betrachtung, die nicht alle Frauen pauschal als Opfer 
bzw. vulnerabel und alle Männer als verantwortlich bezeich-
net, sondern die Ursachen dieses Machtgefälles analysiert, uner- 
lässlich. Es ist ein geschlechtergerechtes und intersektionales 
Energiesystem erforderlich, das über die notwendigen, aber 
zu vereinfachten Forderungen nach mehr Repräsentation von 
Frauen in Führungspositionen und mehr MINT-Bildungs-
möglichkeiten für Mädchen hinausgeht und weitere Dimensi-
onen und strukturelle Ungleichheiten berücksichtigt (Loos 
2023). Es wird eine sozialgerechte Energiewende gefordert,  
in der nicht nur weiße männliche Eliten Raum haben, sondern 
in der die Stimmen von Menschen und Gemeinschaften in 
marginalisierten Situationen laut werden. Ein geschlechterge- 
rechtes Energiesystem fordert Verteilungs-, Verfahrens- und 
Anerkennungsgerechtigkeit für alle und berücksichtigt die 
planetaren Grenzen beim Umbau zu einem dezentralen und 
erneuerbaren Energiesystem. Das Ziel ist eine sozial und öko-
logisch gerechte Transformation, an der alle teilhaben können 
und die Geschlechterungleichheiten, rassistische Strukturen, 
koloniale Erblasten und ausbeuterische Praktiken des Kapita-
lismus im Energiesystem und überhaupt beendet.

ENDNOTEN

1  FLINTA* steht für Frauen, Lesben, intergeschlechtliche, nichtbinäre, 
trans und agender Personen. Das Akronym FLINTA* umfasst un-
terschiedliche Genderidentitäten, die von strukturellen Diskrimi-
nierungen im Patriarchat betroffen sind. Diese Identitäten haben 
noch mal jeweils unterschiedliche Lebensrealitäten und Erfahrungen 
mit Diskriminierung. An vielen Stellen in diesem Text wird sich  
auf Frauen als eine Kategorie bezogen, was unter anderem mit 
der begrenzten Datenlage zu tun hat. 

2  Betroffenheit von Frauen und Genderdimensionen von Energie-
armut sind empirisch dargestellt in Birgi et al. (2023).

3  Der Gender-Leadership-Gap (GLG) ist ein vom DIW Berlin erstell-
ter Indikator, der den Chancennachteil von Frauen misst, wenn es 
darum geht, in eine hohe Führungsposition zu kommen.

4  Das Interesse und Engagement von Frauen und Männern für Klima- 
und Umweltschutz wurde empirisch vom Umweltbundesamt 2018 
untersucht (vgl. UBA 2018). 

5  Der Begriff und das Konzept „Intersektionalität“ wurde in den 
1990er Jahren von der Juristin Kimberlé Crenshaw geprägt. Der 
Begriff kann als analytischer Rahmen genutzt werden, um Un-
gleichheiten, Hierarchien und Machtverhältnisse zwischen Struk-
turkategorien wie Geschlecht, Ethnizität oder der sozioökono- 
mischen Position herauszustellen (Lenz 2008: 158). Um solche 
Machtdynamiken zu analysieren, müssen die verschiedenen Struk-
turkategorien in Beziehung zueinander gesetzt werden (Lenz 
2008: 158). 

6  Erwerbsökonomie bedeutet Zugang zu bezahlter Erwerbsarbeit, 
die Berufswahl, Möglichkeit auf Karrierechancen, flexible Arbeits-
zeiten sowie gerechte und fortlaufende Entlohnung (Spitzner  
et al. 2020).

7  Frauen verdienen im Energiesektor tendenziell neun Prozent weni-
ger als Männer (BMWK 2022).

8  Als Sorgearbeit werden Kinderbetreuung, Hausarbeit, Pflege von 
Angehörigen, das Organisieren des Alltags etc. bezeichnet. Diese 
sogenannte Reproduktionsarbeit ist weiblich konnotiert und ge-
sellschaftlich notwendig. Gleichzeitig wird sie oftmals nicht ent-
lohnt und vielmehr als selbstverständlich angesehen (Bundeszent-
rale für politische Bildung o. J.; Beckmann 2016). In Deutschland 
leisten Frauen im Durchschnitt etwa eineinhalbmal so viel unbe-
zahlte Sorgearbeit wie Männer – der Gender-Care-Gap beträgt 
demnach im Durchschnitt über die Gesamtbevölkerung gut 50 
Prozent (Schäper et al. 2023).

9  Eine Potenzialstudie des IÖW in Deutschland zeigt, dass mehr als 
90 Prozent der deutschen Haushalte am Energy Sharing teilnehmen 
könnten und damit Energy Sharing mehr als 35 Prozent zu den 
erneuerbaren Zielen beitragen könnte. Energy Sharing wird in der 
Erneuerbare-Energie-Richtlinie der EU beschrieben und hätte bis 
2021 bereits in Deutschland in nationales Recht umgesetzt werden 
müssen.

10 Safer Spaces dienen dem Zweck, einen sichereren Raum für den 
Austausch und das Teilen von Erfahrungen für diejenigen zu 
schaffen, die von bestimmten Diskriminierungen betroffen sind; 
so gibt es z. B. queere Safer Spaces oder Safer Spaces für Schwar-
ze Menschen (Khan/Müller 2021). Solche physischen Räume wer-
den beispielsweise bei Veranstaltungen oder innerhalb von politi-
schen Gruppen initiiert, damit sich Betroffene mitteilen können, 
ohne infrage gestellt zu werden oder Aufklärungsarbeit leisten zu 
müssen (Khan/Müller 2021). Da kein Raum ganz sicher oder frei 
von Diskriminierungen ist, wird in manchen Kontexten von Safer 
statt von Safe Spaces gesprochen (Migrationsrat Berlin 2020). 
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